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	▶ Streitwertecke
rechtsmittelfrist beginnt erst mit der entscheidung des 
 rechtsmittelgerichts

| Erledigt sich das Verfahren durch die Rücknahme des Rechtsmittels, 
 beginnt die Frist für die Streitwertbeschwerde nach § 63 Abs. 3 S. 2 GKG 
erst mit der Entscheidung des Rechtsmittelgerichts nach § 516 Abs. 3 ZPO 
(OLG Karlsruhe 19.6.23, 6 W 26/23, Abruf-Nr. 238154). |

Die Beschwerdefrist beträgt nach § 68 Abs. 1 S. 3 i. V. m. § 63 Abs. 3 S. 2 GKG 
sechs Monate, nachdem die Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft 
 erlangt oder das Verfahren sich anderweitig erledigt hat. Das OLG Karlsruhe 
hat sich nun in der Streitfrage positioniert, ob es auf die Erklärung der Pro-
zesspartei oder auf die darauf fußende verfahrensabschließende Entscheidung 
des Gerichts ankommt. Der Anwalt sollte es nicht auf die Ausschöpfung der 
per se schon sehr langen Rechtsmittelfrist ankommen lassen. Die Prüfung des 
Streitwerts  gehört zwingend zu seinen verfahrensabschließenden Prüfungen.

(mitgeteilt von VRiOLG Frank-Michael Goebel, Koblenz)
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	▶ Streitwertecke
oLG Karlsruhe erstellt „Streitwertkatalog“ für Accountlöschungen

| Das OLG Karlsruhe musste sich mit einer Vielzahl von Streitigkeiten um 
eine Accountlöschung beschäftigen. Dabei haben die Richter eine Art Streit-
wertkatalog auf der Grundlage von § 43 Abs. 1, § 45 Abs. 1 S. 3, § 63 Abs. 3 
S. 1 Nr. 3 GKG entwickelt (19.6.23, 10 U 24/22, Abruf-Nr. 238161): |

CHECKLISTE /  Streitwerte im Kontext von Accountlöschungen

1. Ein Antrag auf Löschung von Datensätzen über bereits erfolgte Sperrungen ist 
mit 1.250 EUR zu bewerten.

2. Die Feststellung der Rechtswidrigkeit einer Beitragslöschung ist mit 500 EUR 
abzgl. 20 Prozent = 400 EUR zu bewerten. Wird darüber hinaus die Feststellung 
der Rechtswidrigkeit einer dreitägigen Nutzungssperre begehrt, ist diese 
ebenfalls mit 500 EUR abzgl. 20 Prozent = 400 EUR zu bewerten.

3. Ein Feststellungsantrag bezüglich einer 30-tägigen Nutzungssperre ist mit 
2.500 EUR abzgl. 20  Prozent = 2.000 EUR zu bewerten (vgl. dazu auch BGH 
27.5.21, III ZR 351/20). Eine 24-stündige Nutzungssperre ist mit 250 EUR abzgl. 
20 Prozent = 200 EUR angemessen bewertet (BGH 28.1.21, III ZR 162/20).

4. Für den auf Feststellung der Rechtswidrigkeit der Löschung von zwei Beiträgen 
gerichteten Antrag beträgt der Streitwert 1.000 EUR abzgl. 20 Prozent = 800 EUR.

5. Bei einem Auskunftsanspruch über Grund und Anlass von Kontosperren bzw. 
Beitragslöschungen ist jeweils ein Abschlag von mindestens 75  Prozent 
 gegenüber dem Leistungsanspruch zu machen (vgl. BGH 25.2.21, III ZR 172/20).

6. Ein Antrag auf Wiederherstellung von Beiträgen rechtfertigt einen Streitwert 
von 500 EUR je Beitrag.

7. Für den Antrag auf Unterlassung einer (erneuten) Kontosperrung wegen eines 
bestimmten Beitrags sowie dessen Löschung beträgt der Streitwert 1.500 EUR.

8. Ein Antrag auf Auskunftserteilung über eine Beteiligung der Bundesregierung 
hat einen Wert von 500 EUR (BGH 28.1.21, III ZR 162/20).

(mitgeteilt von VRiOLG Frank-Michael Goebel, Koblenz)
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